
«Auch Wasserstoff bietet Möglichkeiten» 
Noch ist im Land nichts geplant. Die EU will allerdings auf Wasserstoff setzen. Und auch die Schweiz fordert ein «Wasserstoffabkommen».  

Desirée Vogt 
 
Auch wenn das sicher nicht alle 
so sehen – aber für viele Ener-
giexperten gilt Wasserstoff als 
Energie der Zukunft. So zum 
Beispiel für jene der EU. In der 
so genannten «Repower EU»-
Strategie ist als eine der Haupt-
massnahmen die Weiterent-
wicklung des Wasserstoffmarkts 
vorgesehen. 

Die Schweiz fürchtet nun als 
Nicht-EU-Mitglied, in Sachen 
Wasserstoff abgehängt zu wer-
den. Nun geht die Betreiberin 
der Schweizer Transitgas-Pipe-
line in die Offensive und will 
sich der European-Hydrogen-
Backbone-Initiative (EHB) an-
schliessen. Und was macht 
Liechtenstein als EWR-Mit-
glied? 

EU-Rechtsakte für 
Liechtenstein von Belang 
Die Erhöhung der Versorgungs-
sicherheit und die Reduktion 
der Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen durch den Ausbau 
erneuerbarer Energieträger sei-
en erklärte Ziele der Energie-
strategie 2030 und der Klima-
strategie 2050 der Regierung.  
Und in diesem Zusammenhang 
könne auch Wasserstoff Mög-
lichkeiten bieten, hält das Mi-
nisterium für Inneres, Wirt-
schaft und Umwelt auf Anfrage 
fest. «Derzeit gibt es in Bezug 
auf Wasserstoff aber noch keine 
konkreten Projekte.» 

Was die vorgenannten 
Pläne der EU und der Schweiz 
betrifft, so gelte es, zu unter-
scheiden. Und zwar einerseits 
zwischen der «Repower»-Stra-
tegie der EU und andererseits 

der European Hydrogen Back-
bone-Initiative von mittlerweile 
32 Energieinfrastrukturunter-
nehmen. Die EU wolle die Ziele 
der «Repower EU»-Strategie 
mit verschiedenen EU-Rechts-
akten und Förderprogrammen 
erreichen. «Als EWR-Mitglied-
staat wird Liechtenstein die 
aufgrund dieser Strategie erlas-
senen EU-Rechtsakte, soweit 
sie EWR-relevant sind, ins 
EWR-Abkommen überneh-

men.» Wie diese im Detail aus-
sehen beziehungsweise wie 
weit sie gehen, ist nicht be-
kannt. Die EWR-Efta-Staaten 
konnten allerdings bereits in 
Bezug auf die europäischen Re-
gelungen zur Energieeffizienz 
von Gebäuden Ausnahmerege-
lungen aushandeln. Inwiefern 
dies auch für weitere Rechtsak-
te gilt, bleibt abzuwarten. 

Anders sieht es mit einer 
möglichen Teilnahme eines 

liechtensteinischen Energiein-
frastrukturunternehmens an der 
EHB-Initiative aus. «Ob dies 
möglich wäre, kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht beantwor-
tet werden.»  

53 000 Kilometer langes 
Netz soll entstehen 
Wasserstoff ist für die Energie-
konzerne und dadurch auch für 
die Politik insofern interessant, 
als sich durch ihn erneuerbare 

Energie speichern, transportie-
ren und zu einem späteren Zeit-
punkt wieder nutzen lässt. Also 
eine Speichertechnologie, um 
zum Beispiel Solarstromüber-
schüsse aus dem Sommer für 
die potenziell kritischen Win-
termonate zu «horten». Auch 
Schweizer Energiepolitiker ha-
ben das Potenzial erkannt und 
appellieren gemäss Berichter-
stattung des «Tagesanzeigers» 
an Bundesrat Rösti, das Wasser-

stoff-Dossier in die Hand zu 
nehmen. Die Schweiz brauche 
nicht nur umgehend ein Strom-
abkommen mit der EU, sondern 
auch ein Wasserstoffabkom-
men, das künftige Importe si-
chere. Auch die Transitgas AG 
hat bereits eingehakt. Sie ist 
eine der Haupt schlagadern  
der europäischen Erdgas versor-
gung und führt von Wallbach im 
Kanton Aargau quer durch die 
Schweiz, über die Grimsel ins 
Wallis. Auf 292 Kilometer ver-
bindet dieses Pipeline system 
Deutschland, Italien und Frank-
reich. 

Gemäss «Tagesanzeiger» 
hat Ennio Sinigaglia, Chef der 
Transitgas AG, angekündigt, bis 
Ende Jahr der European-Hydro-
gen-Backbone-Initiative (EHB) 
mit Sitz in den Niederlanden 
beizutreten. Dabei handelt es 
sich um eine Gruppe von  
32 Energieinfrastrukturbetrei-
bern aus 28 Ländern, welche die 
Vision eines klimaneutralen  
Europas eint. Das erklärte Ziel 
der Gruppe: Bis 2040 soll eine 
gesamteuropäische Wasserstoff- 
infrastruktur entstehen, ein 
rund 53 000 Kilometer langes 
Netz. Es soll zu einem guten Teil 
auf der bereits bestehenden 
Erdgasinfrastruktur beruhen, 
weil sich Wasserstoff bereits 
heute ins Gasnetz beimischen 
lässt. Für die Gruppe ist klar: Für 
den Aufbau des Netzes braucht 
es eine «enge Zusammenarbeit 
zwischen den EU-Mitglieds-
staaten und den Nachbarlän-
dern», schreibt sie. Mit dem 
Beitritt der Schweiz will Siniga-
glia sicherstellen, dass die Lei-
tung ihre strategische Bedeu-
tung in Zukunft behält.   

Wasserstoff lässt sich ins Gasnetz beimischen – ein Teil der Struktur ist also vorhanden. Bild: Keystone
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Staatliche Unterstützungen: Die Uni erhält am meisten 
Würden keine Staatsbeiträge ausgerichtet, würde es viele Angebote in Liechtenstein nicht mehr geben. Trotzdem sorgen die 
Summen und die Notwendigkeit immer wieder für Diskussionen, wie aktuell der Erhöhungsantrag für Radio Liechtenstein. 

Öffentlich-rechtliche Institutio-
nen stehen immer wieder ein-
mal in der Kritik. Und dazu ge-
hören nicht nur die «Grossen» 
wie die LKW, Liechtenstein 
Wärme oder die Telecom, son-
dern auch jene, welche ohne 
staatliche Unterstützung nicht 
überlebensfähig wären. Die 
jährliche Unterstützung erfolgt 
entweder aufgrund eines Spezi-
algesetzes oder aufgrund einer 
entsprechenden Leistungsver-
einbarung.  

Durch die staatliche Finan-
zierung stehen diese Institutio-
nen auch unter öffentlicher Be-
obachtung. Wird ein höherer 
Staatsbeitrag beantragt, flam-
men die Diskussionen über die 
Notwendigkeit praktisch immer 
auf. Aktuellstes Beispiel ist Ra-
dio Liechtenstein. Die Regie-
rung schlägt dem Landtag vor, 
den jährlichen Beitrag von heu-
te 2,7 auf 4,4 Millionen Franken 
zu erhöhen. Im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre lag der 
jährliche Beitrag an den staatli-
chen Radiosender bei gut zwei 
Millionen Franken oder 52 Fran-
ken pro Einwohner und Jahr. 
Mit der beantragten Erhöhung 

würde der LRF – wie die Institu-
tion offiziell heisst – vom neun-
ten auf den fünften Platz in der 
Staatsbeitragsrangliste aufstei-
gen. Zwölf Institutionen haben 
über die letzten zehn Jahre jähr-
lich einen durchschnittlichen 
Beitrag von mehr als einer  
Million Franken erhalten. Da-
runter ist auch das Theater am 
Kirchplatz. Das Theater ist  
als private Genossenschaft or- 
ganisiert. Ohne die jährlichen 
Staatsgelder und die Unterstüt-
zung der Gemeinde Schaan 
würde aber schon morgen in 
der Kulturinstitution der letzte 
Vorhang fallen. 

Für die Universität gibt 
der Staat am meisten aus 
Mit der Kulturstiftung und der 
Stiftung Erwachsenenbildung 
sind auch zwei Bezüger unter 
den Top zwölf, welche die Gel-
der anschliessend wieder wei-
terverteilen. Mit dem Staatsbei-
trag an die Kulturstiftung wird 
zusammen mit dem Anteil aus 
dem schweizerischen Lotterie-
fonds das Kulturschaffen in 
Liechtenstein unterstützt. Die 
Stiftung Erwachsenenbildung 

gibt die staatlichen Gelder an 
diverse Bildungseinrichtungen 
weiter. Mit der Errichtung die-
ser beiden Institutionen ver-
folgt der Staat das Ziel, diese 
Vergabe vor politischem Ein-
fluss zu schützen. Der grösste 
Bezüger an jährlichen Staats-

geldern ist die Universität Liech-
tenstein. In den letzten zehn Jah-
ren wurden durchschnittlich 
über 15 Millionen Franken pro 
Jahr in die Bildungseinrichtung 
investiert. Auch hier sorgte der 
jüngste Erhöhungsantrag im 
Landtag für heftige Diskussio-

nen – dies aber nicht primär auf-
grund des Geldes, sondern auf-
grund organisatorischer Neben-
geräusche. 

Weitgehend unbestritten ist 
die Förderung des Verkehrsbe-
triebs Liechtensteinmobil, der 
den Auftrag hat, den öffentli-

chen Verkehr in Liechtenstein zu 
organisieren. Dafür gibt der 
Staat jährlich gut 14 Millionen 
Franken aus. Hier kam auch die 
Stiftung Zukunft.li in ihrer Stu-
die «Weniger Staat – mehr pri-
vat» im Juni 2021 zum Schluss, 
dass sich der gewünschte Leis-
tungsumfang im öffentlichen 
Verkehr mit den heutigen Tari-
fen nicht selbsttragend er- 
bringen lasse und es deshalb ge-
rechtfertigt sei, dass ein Gross-
teil der Kosten durch Staatsbei-
träge gedeckt werde. 

Die Diskussionen über 
Staatsbeiträge werden aber 
grundsätzlich nie enden. Es 
geht immer um die Frage, was 
sich der Staat leisten soll oder 
muss und welchen Mehrwert es 
für die Bevölkerung bringt. Das 
Fürstenhaus wünscht sich hier 
von der Politik mehr Mut, gera-
de was die Organisationsform 
betrifft. Erbprinz Alois sagte 
dazu in einem «Vaterland»-In-
terview im Februar 2022: «Es 
sollen all jene Staatsbetriebe 
privatisiert werden, bei denen 
die Leistungserbringung ge-
nauso gut durch eine private 
Trägerschaft möglich ist.» (sap)

Zwölf Institutionen erhalten vom Staat jährlich mehr als eine Million Franken 

Elf öffentlich-rechtliche Institutionen und das Theater am Kirchplatz haben in den letzten zehn Jahren 
einen jährlichen Staatsbeitrag von über einer Million Franken erhalten. Für diese Institutionen gibt der 
Staat im Durchschnitt rund 1600 Franken pro Einwohner aus.

    Institution                                                             Durchschnittlicher jährlicher                             Durchschnittlicher jährlicher 
                                                      Staatsbeitrag pro Jahr (2013-2022) in CHF         Beitrag pro Einwohner pro Jahr in CHF

   Universität Liechtenstein                                                                15 103 161                                                                            394 

   Verkehrsbetrieb Liechtensteinmobil                                            14 186 292                                                                            358 

   Liechtensteinisches Landesspital                                                   9 834 138                                                                            248 

   Liechtensteinische Musikschule                                                     5 992 054                                                                            151 

   Kunstmuseum Liechtenstein                                                           3 672 200                                                                               93 

   Liechtensteinisches Landesmuseum                                            2 730 542                                                                               69 

   Liechtenstein Marketing                                                                    2 471 521                                                                               62 

   Theater am Kirchplatz                                                                        2 127 500                                                                               54 

   Radio Liechtenstein (LRF)                                                                  2 055 200                                                                               52 

   Liechtensteinische Landesbibliothek                                              1 721437                                                                               43 

   Kulturstiftung Liechtenstein                                                              1 408 047                                                                               35 

   Stiftung Erwachsenenbildung                                                           1 372 711                                                                               35 

Quelle: Rechenschaftsberichte; Grafik: sap


